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Dr. Arnd Rüter 
Haydnstraße 5 
85591 Vaterstetten 
Deutschland 
Email  arnd_rueter@web.de 
[IG_K-PP_212] 

An alle  
 

       Übersendung per Email 
Mitglieder des 19. Bayerischen Landtags (Zusammenstellung aus den Email-Listen der Parteien) 
- die Legislative des Freistaats Bayern  Ich bitte die Fraktionsvorstände diese Email an 
       jeweils alle ihre Parteimitglieder aus dem Landtag 
       zu verteilen, da nicht alle Landtagsabgeordneten in 
       der Lage sind eine Email-Adresse einzurichten und 
       zu verwalten. 
 
Benjamin Adjei / Ilse Aigner / Hubert Aiwanger / Dieter Arnold / Horst Arnold / Daniel Artmann / Oskar 
Atzinger / Nicole Bäumler / Volker Bauer / Jörg Baumann / Jürgen Baumgärtner / Konrad Baur / Winfried 
Bausback / Johannes Becher / Tobias Beck / Barbara Becker / Andrea Behr / Martin Behringer / Eric 
Beißwenger / Franz Bergmüller / Christian Bernreiter / Andreas Birzele / Markus Blume / Martin Böhm / 
Maximilian Böltl / Cemal Bozoğlu / Robert Brannekämper / Florian von Brunn / Martin Brunnhuber / Markus 
Büchler / Kerstin Celina / Maximilian Deisenhofer / Gülseren Demirel / Rene Dierkes / Franc Dierl / 
Alexander Dietrich / Leo Dietz / Alex Dorow / Holger Dremel / Norbert Dünkel / Jürgen Eberwein / Stefan 
Ebner / Katrin Ebner-Steiner / Ute Eiling-Hütig / Georg Eisenreich / Susann Enders / Wolfgang Fackler / 
Martina Fehlner / Christiane Feichtmeier / Alexander Flierl / Karl Freller / Thorsten Freudenberger / Patrick 
Friedl / Sebastian Friesinger / Stefan Frühbeißer / Barbara Fuchs / Albert Füracker / Judith Gerlach / 
Martina Gießübel / Thorsten Glauber / Mia Goller / Tobias Gotthardt / Richard Graupner / Holger 
Grießhammer / Alfred Grob / Johann Groß / Patrick Grossmann / Sabine Gross / Petra Guttenberger / Ingo 
Hahn / Volkmar Halbleib / Daniel Halemba / Ludwig Hartmann / Wolfgang Hauber / Bernhard Heinisch / 
Josef Heisl / Florian Herrmann / Joachim Herrmann / Christian Hierneis / Petra Högl / Michael Hofmann / 
Alexander Hold / Klaus Holetschek / Thomas Holz / Gerhard Hopp / Martin Huber / Martin Huber / Thomas 
Huber / Melanie Huml / Andreas Jäckel / Marina Jakob / Björn Jungbauer / Andreas Jurca / Michaela 
Kaniber / Andreas Kaufmann / Sandro Kirchner / Paul Knoblach / Manuel Knoll / Claudia Köhler / Florian 
Köhler / Jochen Kohler / Michael Koller / Joachim Konrad / Andreas Krahl / Nikolaus Kraus / Harald Kühn / 
Susanne Kurz / Josef Lausch / Eva Lettenbauer / Christian Lindinger / Oskar Lipp / Felix Locke / Stefan 
Löw / Petra Loibl / Rainer Ludwig / Roland Magerl / Christoph Maier / Ferdinand Mang / Gerd Mannes / 
Fabian Mehring / Johannes Meier / Harald Meußgeier / Stefan Meyer / Benjamin Miskowitsch / Jürgen 
Mistol / Martin Mittag / Johann Müller / Ruth Müller / Ulrike Müller / Benjamin Nolte / Walter Nussel / 
Stephan Oetzinger / Verena Osgyan / Tim Pargent / Michael Piazolo / Thomas Pirner / Bernhard Pohl / 
Julia Post / Julian Preidl / Anna Rasehorn / Doris Rauscher / Tobias Reiß / Markus Rinderspacher / Anton 
Rittel / Helene Roon / Markus Saller / Jenny Schack / Andreas Schalk / Martin Scharf / Ulrike Scharf / Harry 
Scheuenstuhl / Werner Schießl / Franz Schmid / Josef Schmid / Gabi Schmidt / Helmut Schnotz / Sascha 
Schnürer / Martin Schöffel / Tanja Schorer-Dremel / Kerstin Schreyer / Toni Schuberl / Stephanie 
Schuhknecht / Katharina Schulze / Thorsten Schwab / Harald Schwartz / Bernhard Seidenath / Florian 
Siekmann / Ulrich Singer / Markus Söder / Ursula Sowa / Ralf Stadler / Werner Stieglitz / Martin Stock / 
Anna Stolz / Ramona Storm / Karl Straub / Florian Streibl / Markus Striedl / Simone Strohmayr / Martin 
Stümpfig / Arif Taşdelen / Peter Tomaschko / Roswitha Toso / Carolina Trautner / Gabriele Triebel / Steffen 
Vogel / Matthias Vogler / Peter Wachler / Martin Wagle / Markus Walbrunn / Kristan von Waldenfels / Ruth 
Waldmann / Laura Weber / Sabine Weigand / Roland Weigert / Katja Weitzel / Jutta Widmann / Andreas 
Winhart / Josef Zellmeier / Benno Zierer / Felix von Zobel / Thomas Zöller / Christian Zwanziger 
 
         Übersendung per Email 
Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung  
(Söder III) 
- die Exekutive des Freistaats Bayern 
 
Markus Söder (CSU), Ministerpräsident     ministerpraesident@stk.bayern.de 
Hubert Aiwanger (FW), Stellvertretender Ministerpräsident, 
 Staatsminister für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie hubert.aiwanger@fw-landtag.de 
Florian Herrmann (CSU), Leiter der Staatskanzlei und Staatsminister     florian.herrmann@stk.bayern.de 
 für Bundesangelegenheiten und Medien  *)   herrmann@florian-herrmann.de 

mailto:ministerpraesident@stk.bayern.de
mailto:hubert.aiwanger@fw-landtag.de
mailto:florian.herrmann@stk.bayern.de
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Eric Beißwenger (CSU), Staatsminister für Europaangelegenheiten  
 und Internationales in der Staatskanzlei    buero@eric-beisswenger.de 
Joachim Herrmann (CSU), Staatsminister des Innern, für Sport  
 und Integration       joachim.herrmann@csu-bayern.de 
Christian Bernreiter (CSU), Staatsminister für Wohnen, Bau u. Verkehr kontakt@christian-bernreiter.de 
Georg Eisenreich (CSU), Staatsminister der Justiz   georg.eisenreich@csu-mdl.de 
Anna Stolz (FW), Staatsministerin für Unterricht und Kultus  anna.stolz@fw-landtag.de 
Markus Blume (CSU), Staatsminister für Wissenschaft und Kunst landtag@markus-blume.de 
Albert Füracker (CSU), Staatsminister der Finanzen und für Heimat fueracker@buergerbuero-nm.de 
Thorsten Glauber (FW), Staatsminister für Umwelt und  
   Verbraucherschutz    thorsten.glauber@fw-landtag.de 
Michaela Kaniber (CSU), Staatsministerin für Ernährung,  
 Landwirtschaft, Forsten und Tourismus    kontakt@michaela-kaniber.de 
Ulrike Scharf (CSU), Staatsministerin für Familie, Arbeit und Soziales ulrike.scharf@stmas.bayern.de 
Judith Gerlach (CSU), Staatsministerin für Gesundheit, Pflege und  
 Prävention       judith.gerlach@csu-mdl.de 
Fabian Mehring (FW), Staatsminister für Digitales   fabian.mehring@fw-landtag.de 
Tobias Gotthardt (FW), Staatssekretär im Staatsministerium  
 für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie   tobias.gotthardt@fw-landtag.de 
Sandro Kirchner (CSU), Staatssekretär im Staatsministerium  
 des Innern, für Sport und Integration    buero@sandro-kirchner.de 
Martin Schöffel (CSU), Staatssekretär im Staatsministerium  
 für Finanzen und für Heimat     post@martin-schoeffel.de 
 

*) Ich bitte Sie, Herr Florian Herrmann, in Ihrer Funktion als Leiter der Staatskanzlei, dafür zu 
sorgen, dass alle Mitglieder der Staatsregierung den Inhalt dieser Email erhalten, denn 

 a) Sämtliche Mitglieder der Staatsregierung sind zwar zur Not auch über ihre angegebene 
Email-Adresse als Landtagsabgeordneter zu erreichen. Bei verfassungsgerechtem Verhalten 
müssten sie allerdings ihre Mitgliedschaft im Landtag ruhen lassen; also den Email-Empfang 
über diese Adressen ruhen lassen. 

 b) Die Staatsminister und Staatssekretäre bieten unter ihrem Internetauftritt an, man könne 
ihnen über ein "persönliches Kontaktformular" eine Nachricht persönlich an sie senden. Ob und 
wo diese ankommt und zur Kenntnis genommen wird bleibt offen, denn die Art der 
Kommunikation sorgt vor allem dafür, dass der Absender keinerlei Beweis in der Hand hat über 
Inhalt und Sendestatus (Datum, Zeit, Empfänger, Absender) seiner Nachricht. 

 
 

Vaterstetten, 04.03.2024 
 
Versuch der politisch motivierten Willkürjustiz mit Unterstellung von Beleidigungen 
Durchführung politisch motivierter Willkürjustiz mit Nötigung und Erpressung 
hier:  Erneute Information über die unverfrorene Weiterführung der kriminellen Aktionen von 

Staatsanwaltschaft und Gerichten (LG) 
 
 
Sehr geehrte Abgeordnete des Bayerischen Landtags, 
sehr geehrte Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung, 
 
ich habe Sie, die Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung,  

mít Schreiben vom 02.12.2023 (gesendet per Email am 03.12.2023; [IG_K-PP_204]) 
unmissverständlich aufgefordert Ihre kriminellen Staatsanwälte an die Kette zu legen. 
Selbstverständlich umfasst diese Aufforderung auch Ihre nicht minder kriminellen Richter des 
Amtsgerichts Ebersberg und des Landgerichts München II. 

 
und mit Schreiben vom 28.01.2024 (gesendet per Email am 28.01.2024; [IG_K-PP_208])  
unmissverständlich darauf hingewiesen, dass Ihre Staatsanwälte (StA München II) und Richter 
(AG Ebersberg, LG München II) die kriminellen Aktionen unverfroren weiterführen 
und geschlussfolgert 
„Sie sind darauf ausgerichtet die freiheitlich demokratische Grundordnung“ [nicht nur] „zu 
missachten“, sondern auch zu beseitigen. (Der zitierte Anteil stammt aus der Entscheidung des 

mailto:buero@eric-beisswenger.de
mailto:joachim.herrmann@csu-bayern.de
mailto:kontakt@christian-bernreiter.de
mailto:georg.eisenreich@csu-mdl.de
mailto:anna.stolz@fw-landtag.de
mailto:landtag@markus-blume.de
mailto:fueracker@buergerbuero-nm.de
mailto:thorsten.glauber@fw-landtag.de
mailto:kontakt@michaela-kaniber.de
mailto:ulrike.scharf@stmas.bayern.de
mailto:judith.gerlach@csu-mdl.de
mailto:fabian.mehring@fw-landtag.de
mailto:tobias.gotthardt@fw-landtag.de
mailto:buero@sandro-kirchner.de
mailto:%20post@martin-schoeffel.de
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Bundesverfassungsgerichts vom 23.01.2024 zur staatlichen Finanzierung verfassungsfeindlicher 
Parteien (Urteil gegen NPD). 

 
und mit Schreiben vom 04.02.2024 (gesendet per Email am 08.02.2024; [IG_K-PP_209]) habe ich Sie 
gefragt, ob Sie Ihre Unfähigkeit zur Führung des Landes anerkennend gestehen, die von Ihnen 
auserwählten Staatsanwälte und Richter in deren Rausch der Willkürjustiz nicht mehr im Griff 
haben, oder ob Sie diese im Griff haben, aber beabsichtigen den Übergang in die offene Diktatur 
zu vollziehen.  

 
Einen Monat nach der letzten Frage haben Sie noch immer keine Antwort gefunden, aber was passiert 
stattdessen? 
 
• Der direkt den Weisungen des Justizministers unterstehende Leitende Oberstaatsanwalt der 

Staatsanwaltschaft München II, Hajo Tacke hat seinen Mitarbeiter Edmaier in der sog. 
„Strafvollstreckung“ der Staatsanwaltschaft München II angewiesen, für den auf seinen eigenen 
Lügereien beruhenden Strafbefehl wegen angeblicher „Verleumdung“ der POK Degelmann eine  
Rechnung über 3.681 Euro bei der Landesjustizkasse Bamberg zu stellen, wobei aber im 
Rechnungskopf die Staatsanwaltschaft München II steht (ANL1 [IG_K-JU_526], ANL2 [IG-K-
JU_527]). 
 

• Der von Ihnen erwählte Vorsitzende Richter Ottmann der 14.Kammer der Zivilabteilung des 
Landgerichts München, Ihr idealer Kandidat für die politische Willkürjustiz, pfeift auch weiterhin 
grundsätzlich auf Gesetze und den Rechtsstaat, lässt die Landesjustizkasse Bamberg eine 
Kostenrechnung über Gerichtskosten von 424,50 Euro erstellen für die auf keinem Gesetz beruhende 
„Einstweilige Verfügung“ seines ungesetzlichen Gerichts aus nicht gesetzlichen und wegen deren 
begangener und nachgewiesener Straftaten angezeigter und als befangen erklärter Richter ([IG_K-
JU_522], [IG-K-JU_523]). 
 

 
Das ist also weiterhin fortgesetzter Staatsterrorismus und die obersten Verantwortlichen für diesen 
Staatsterrorismus sind Sie.  
 
Ich habe in der Tabelle die zwischen uns „abzurechnenden Offene Rechnungen“ gegenüber meinem 
Schreiben vom 04.02.2024 ([IG_K-PP_209]) ergänzt und eine weitere Spalte eingefügt: 
 
Das legt die Frage nah, warum es eigentlich möglich ist, dass ein Staatsanwalt unter Umgehung des 
erforderlichen gesetzeskonformen Urteils eines ordentlichen Gerichts sich selbst im IT-System der 
Landesjustizkasse Bamberg Rechnungen stellen kann (Rechnungen Nr. 1 und 3). Und dies legt weiterhin 
die Frage nah, wie es kommt, dass die Landesjustizkasse Bamberg ohne Prüfung, ob ein 
gesetzeskonformes Urteil eines ordentlichen und gesetzlich zuständigen Gerichts vorliegt, einfach „per 
Zuruf“ eine „Kassenanordnung“ umsetzt in eine von ihr gestellte Rechnung (Rechnung Nr. 5). 
 
 
Die Antwort ist wie immer erhellend und erschreckend zugleich (siehe auch ANL5 [IG_K-PP_211]): 
 
Der seit 2004 durchgeführte staatlich organisierte Betrug beruht auf dem „Gesetz zur Modernisierung 
des Gesundheitswesens (GMG)“ und der damit versteckt eingeführten Änderung in § 229 SGB V, die in 
der mit Rechtsbeugung und Verfassungsbruch umgedeuteten Gesetzes“interpretation“ durch die 
Gesetz und Recht missachtende Sozialgerichtsbarkeit als Rechtfertigung für den Diebstahl von ca. 20% 
der privat ersparten Altersvorsorge 6,3 Mio Bundesbürgern angeführt wird  ([IG_S01] bis [IG_S15]). 
Das Ziel der rot-grünen Bundesregierung war es von Anfang an durch planmäßige Kriminalisierung der 
Sozialgerichtsbarkeit die in den Jahren 2001 – 2003 durch unfähige Sozialpolitik geleerten Sozialkassen 
mit ihren exponentiell wachsenden Defiziten wieder aufzufüllen. 
 
Die hier seit 2022 durchgeführte staatlich organisierte Willkürjustiz an meiner Person durch die 
Ordentliche Gerichtsbarkeit hat ebenfalls ihren eigentlichen Auslöser in diesem staatlich 
organisierten Betrug, denn ich bin einer der 6,3 Mio betrogenen Bundesbürger. Wegen sich wehrender 
Betrogener folgte zwangsläufig ab ca. 2006 die Kriminalisierung des Bundesverfassungsgerichts 
([IG_S10]) und ab ca. 2022 die Kriminalisierung der Ordentlichen Gerichtsbarkeit ([IG_K-JU_402] bis 
[IG_K-JU_529] ff]). 
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In 2003 brachte die rot-grüne Regierung unter Schröder unter Mithilfe der verfassungswidrigen 
Fraktionsvorsitzenden der Parteien SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen (anfänglich auch der FDP) 
das Parlament dazu auf seine verfassungsgemäßen Rechte und Pflichten „großzügig zu verzichten“ und 
die Erarbeitung des Gesetzentwurfes in einen demokratisch nicht-legitimierten „Konsensausschuss“ von 
Parteipolitikern zu „delegieren“, der im Zeitraum 03.07.-22.08.2003 tagte. Die Verhandlungsführer waren 
die Ministerin Ulla Schmidt und der damalige stellvertretende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Horst 
Seehofer.  
 
Durch verschiedene Hinweise ist offensichtlich, dass Horst Seehofer durch seine „Kollegin“ Ulla Schmidt in 
die Pläne der rot/grünen Regierung unter Schröder zum größten Massenbetrug in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland eingeweiht worden war. Für Horst Seehofer war diese Aktion der 
Aushebelung der Parlamentarischen Demokratie ein bleibendes Erlebnis. Der spätere Bayerische 
Ministerpräsident (30.08.2008 – 20.03.2018) Horst Seehofer wusste also sehr genau mit wie vielen 
Verfassungsbrüchen und Straftaten der segensreiche Geldfluss aus jeweils ca. 20% der 
Altersvorsorge-Ersparnisse der 6,3 Mio Rentner erkauft war. Es wird ihn also ständig der Gedanke 
beschäftigt haben: Wenn man einen so massiven und dreisten Raub an 6,3 Mio Rentnern verübt mit 
einer derzeitigen Betrugsbeute von über 30 Milliarden Euro, dann muss man in einem Rechtsstaat 
verdammt aufpassen, dass einem das Geraffte nicht wieder abgenommen wird. Die Lösung hat er 
eindeutig in der Beseitigung des Rechtsstaats gesehen. 
 
Nach Bundesrecht sind die Landesjustizkassen im Geschäftsbereich des für Finanzen zuständigen 
Ministeriums einzurichten. Dieses Sicht wird auch in der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) 
wiederholt. 
 
Wenn aber jemand aus dem Sachgebiet Buchführung die Kassenforderungen zu Forderungen an 
staatliche organisiert Betrogene und/oder mit staatlicher Willkürjustiz zu Verfolgende nach VV-
BayHO Art. 79 Pkt. 8.1 prüfen soll, dann kann man wahrlich keine Finanzbeamten gebrauchen, die von 
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ihrer Mentalität her akribisch bis zur Pedanterie sind, auch noch den letzten Cent in jedem 
Kassenabschluss suchen und die dann unbedingt ein rechtsgültiges Urteil eines gesetzlichen Gerichts 
besetzt mit gesetzlichen Richtern zur Glaubhaftmachung der gestellten Kassenanforderung sehen wollten, 
sondern es braucht großzügige Personen, die es gewohnt sind die zu betrachtende Realität sich 
entsprechend hinzubiegen und Fehlendes durch „gedankliche Interpretation“ hinzuzudenken oder 
Störendes sich wegzudenken. Sprich: es braucht Beamte mit dem Mut zur Lücke und dem Wissen und 
Können, die Fakten jeweils an die hochprioren Erfordernisse anzupassen, in Klartext: es braucht 
wortverdrehende, rechtsverdrehende, rechtsbeugende Juristen und es braucht in oberster 
Dienstaufsicht und oberster Fachaufsicht einen Staatsminister, der mit „der Formbarkeit des 
Rechts“ umzugehen weiß. 
 
Deshalb hat der bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer nach langer Zögerlichkeit dann endlich 
mit Bekanntmachung am 17.10.2013, also kurz nach dem Beginn der Regierungszeit Seehofer II und 
nach dem Amtsantritt des „neuen“ Justizministers Winfried Bausback (durch welche Ereignisse auch 
immer beeinflusst), die längst überfällige klare Kante gezeigt und die „Landesjustizkasse Bamberg“ 
einfach dem bayerischen Justizministerium untergeordnet, womit die Bayerische Staatsregierung 
nicht nur Bundesrecht bricht, sondern auch das Recht des Freistaates Bayern (VV zu Art. 79 
BayHO) (siehe [IG_O-PP_202], [IG_K-PP_211]). Selbstverständlich hat für die rechtswidrige Nutzung 
[besser wohl: den rechtswidrigen Missbrauch] der „Zentralen Verwaltungseinrichtungen der 
bayerischen Justiz“ unter der Dienstaufsicht und Fachaufsicht des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz seit dem 01.11.2013 nicht nur der jeweilige bayerische Staatsminister 
für Justiz (Winfried Bausback, Georg Eisenreich) die Verantwortung, sondern auch, wegen der 
Richtlinienkompetenz, der jeweilige Ministerpräsident des Freistaates Bayern (Horst Seehofer, 
Markus Söder). Es wird ja wohl keiner annehmen, ein bayerischer Justizminister könnte auf die Idee 
verfallen, unabgestimmt in Bayern die verfassungsmäßige Gewaltentrennung zwischen Judikative 
und Exekutive und somit die Verfassungsmäßige Ordnung zu beseitigen. 
 
Dass der bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer aber gleich soweit ging in der Bekanntmachung 
seines Justizministers Winfried Bausback vom 17.10.2013 mit dem Punkt 1.4  

bei der „Generalstaatsanwaltschaft München“ 
eine „Zentrale Koordinierungsstelle“ für „Vermögensabschöpfung (ZKV BY)“ einzurichten 

und die extreme Geschmacklosigkeit zu begehen den staatlich organisierten Betrug an 6,3 Mio 
Rentnern mit mafiösen Strukturen als „Vermögensabschöpfung“ zu deklarieren, stellt nun wirklich jede 
Mafia-Organisation als Schulbuben-Ansammlung in den Schatten. 
 
Wenn dann zur Prüfung der Kassenanordnungen (VV-BayHO Art. 79 Pkt. 8.1) entsprechend der 
Bekanntmachung (17.10.2013) Punkt 6 „Personelle Ausstattung“ transferierte Staatsanwälte eingesetzt 
werden, können die geprüften Kassenanordnungen zur Durchführung von Willkürjustiz ja keinesfalls 
irgendeinen Anstoß erregen (Rechnung Nr. 5, siehe Tabelle). Ob die Staatsanwälte, wie der LtdOStA 
Tacke seine Kassenanordnungen zu den Rechnungen Nr. 1 und 3 (siehe Tabelle), ohne 
rechtsgültiges Urteil eines ordentlichen Gerichts über einen Zugang zum IT-System der Landesjustizkasse 
selbst einstellen können oder ob sie dazu eine Kassenanordnung an einen ehemaligen Staatsanwalts-
Kollegen weiterleiten, ist dann angesichts der Tatsache, dass das IT-Servicezentrum der bayerischen 
Justiz (Jus-IT) in Nürnberg nach Bekanntmachung (17.10.2013) Punkt 1.2 ebenfalls in fester Hand 
des bayer. Staatsministers der Justiz ist, ziemlich uninteressant. 
 
Es war offensichtlich kein Staatsminister oder Staatssekretär aus dem Kabinett Seehofer I oder II oder 
aus dem Kabinett Söder I oder II und kein Abgeordneter aus dem bayerischen Landtag und keiner 
ihrer sonstigen „Parteifreunde aus der CSU“ in der Lage oder willens den Herren Seehofer, Söder, 
Bausback, Eisenreich mitzuteilen, dass die Rechnungstellung von Staatsanwälten eine Aushebelung 
der verfassungsmäßig garantierten Gewaltentrennung zwischen Judikative und Exekutive ist. 
Staatsanwälte sind in der Ordentlichen Gerichtsbarkeit die (An-)Kläger, also ganz eindeutig vertreten sie 
eine der beiden Parteien im Strafverfahren. Im Übrigen sind sie politische Beamte und den Weisungen 
des bundeslandspezifischen Justizministers unterworfen.  
 
Also kontrolliert die Exekutive (Bayerische Staatsregierung) auf diesem Weg die zwangsweise 
Geldeintreibung von Beschuldigten/Beklagten/ Verurteilten oder die Androhung von Ersatzhaft. Sie 
entscheiden was Recht und was Unrecht sei. Denken Sie nochmals gründlich nach, ob Sie nicht jetzt 
doch den Übergang in die offene Diktatur vollziehen sollten. Bedenken Sie, den ganzen „Firlefanz“ mit den 
sogenannten Gerichtsverfahren, die doch immer nur zu einer Offenbarung dieser exorbitanten Unfähigkeit 
Ihrer staatlichen Juristen (Richter und Staatsanwälte) führen; in einer Diktatur könnten Sie sich das ganze 
Theater sparen. 
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Diese Informationen über die Staatskassen in Bayern beweisen einmal mehr, Ihre Missachtung der 
verfassungsmäßigen Gewaltenteilung zwischen Legislative, Exekutive und Judikative, die 
Zerstörung der Verfassungsmäßigen Ordnung und die Beseitigung von Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie sind keine zufälligen Ereignisse, sie sind Ihr von langer Hand geplantes und 
durchgeführtes Werk. 
 
 
 
 
……………………………………………… 
(Dr. Arnd Rüter) 
 
 
Anlagen 

Die Anlagen sind selbstverständlich alle barrierefrei im Internet zugänglich und bräuchten hier nicht mit 
der Email als Ballast mitgesendet zu werden. Ich sende sie trotzdem mit, weil ich befürchte, dass nicht 
jeder von Ihnen bei der gegebenen „Social-Media-Verbildung“ überhaupt zum dortigen Lesen der 
Dokumente in der Lage ist. 

 
ANL1 [IG_K-JU_526]   20240214_ StA München II_anonyme rechtsungültige Rechnung 3.681 EUR  
     bei Landesjustizkasse Bamberg.pdf 
ANL2 [IG_K-JU_527]   20240218_ Rüter an StA München II Edmaier und LtdOStA Tacke_cc Bayer.  
     Landtag u Bayer. Regierung.pdf 
ANL3 [IG_K-JU_528]   20240219_ Landesjustizkasse Bamberg stellt Kostenrechnung über 424,50  

    Euro für Verfahren ''einstweilige Verfügung''.pdf 
ANL4 [IG_K-JU_529]   20240229_ Rüter an Kassenleiter Landesjustizkasse Bamberg Wirth u  
     Präsidentin Dr. Karin Angerer_OLG Bamberg _cc Bayer. Landtag 

    u Bayer. Regierung.pdf 
ANL5 [IG_K-PP_211]   20240303_ Infos zur Bayer. LJK Bamberg_wikipedia_Bundesgesetz  
     ZahlVGJG_Bayer. VV-BayHO zur Art. 79_20131017   

    Bekanntmachung Bayer. Justizminister_Auswertung.pdf  
 
 
Verwendete Referenzen 
  [IG_K-JU_402] bis [IG_K-JU_529] ff., [IG_K-PP_211] 
  alle referenzierten Dokumente [IG_K-XX_23yyy] oder [IG_O-XX_yyyyy] sind barrierefrei 
   und öffentlich zugänglich über den Webauftritt der Interessengemeinschaft der   
  GMG-Geschädigten https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/ , 
  die Beweisdokumente der Gruppe “IG-K“ sind direkt zugänglich über  
  https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/  
  die umfangreichen Beweisdokumente der Gruppe “IG-Szz“ sind direkt zugänglich über  
  https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/  
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https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/
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Nochmaliges Senden wegen : 

 

 

 

 

 

  



 

  



 

  



Ansonsten haben wir das seit der dritten Email bekannte Bild: 

Der Abgeordnete Walter Nussel (CSU) wird das mit den Emails in seinem Leben auch weiterhin nicht 
mehr in den Griff bekommen. 

 

Der Stellvertretende Ministerpräsident des Freistaats Bayern und große Vorkämpfer für das 
Zurückholen der Demokratie, Hubert Aiwanger (Freie Wähler) lässt sich auch weiterhin 
verleugnen: 

 

Aber der Leiter der Staatskanzlei, Dr. Florian Herrmann hat die Informationen ja bekommen und wird 
sicher auch dieses Mal dem Hubert Aiwanger die Email mit Anhängen auf dem Silbertablett servieren: 

 

 

 

Alle anderen Adressaten haben die vierte Email bekommen. 
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